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,Wir Bürger als Sicherheitsrisiko"

Räckblick und Ausblick

von Wolf-DieærNarr

1977 habe ich, von Freimut Duve engeregt, einen B¡nd bei Rowohlt-
eÌúuell herausgegeben, der den Tiæl trug: ,,lYir Bärger els Sicher-
heitsrisiko". D¡s wer mitten im ,Ihutschen Herbstr. Ein geredezu
r¡dikder Mengel an Augenmaß wurde kund, sowohl euf seiten der
RAF und ihrer insgesemt kleinen Anhlngersch¡r: als ob ein
,,revolutionãrer lVoîdel* der herrschenden Verhlltnisse durèh
,demaskierendel Alúionen, die nur ¿uf Mord oflizieller VeÉreter
hinausliefen, herbeigeñhrt werden kõnne, als euch euf seiten der
et¡blierten Politik und Ofientlichkeit, die schon auf die demonstreti.
ven A}úe der Studentenbervegung reegiert hatte, als drohten Ch¡os
und Gewalt Seinerzeit wurde des ,system Innerer Sicherheit. eus
der Teufe gehoben. D¡ß es zu einem ,system'wurde, ist nicht zuleú
der technischen Enrwicklung zu verdanken, die den Sicherheitsbe.
hörden nore Möglichkeitm bot

Das ,,System Innerer Sicherheif' wwde l97Z zum ersten Mal oftiziell in den
Verkehr gebracht. Die Überlegunger¡ die zu ihm fi¡hrten, na¡en nicht primår
ar¡f den ,,antilerrorilirhen Kampf' zu¡äcka¡füh¡en. Sie wurden jedoch
du¡ch letzteren erheblich begi¡¡¡stigt und intensiviert. An ersler steilé stand
der versrrch einer pr¿iventiven Kehre der politik innerer sicherheit. St¿tt nur
auf begangene Taten zu reagierer¡ wollte man k¡iminetten Taten zuvorkom.
meIL

Aus der präventiven Absicht folge zum zweiten" daß sich das Bild der Tttîer
verschieber¡, genauer, daß sich dasselbe normalisieren mußte. Da Taten, bwor
sie begangen werden konnten, verhindert werden sollten, mußten aIIe BUrge-
rinnen und Bürger verdächtig werden. Mitten in der Normalitåf konnte si h
Anomie entwickeln.
Die präventive Absicht und das diftrse, alle Normalitåt prinzipiell einbezie-
hcnde Täterbild hatten a.¡r weiteren Konsequenz, da0 die Rechtsform polizei-
lichen Handelns umgeeicht n¡erden mußte. In das polizeirectrt wurden Rege-

lungen eingefügt, die nicht lânger dem herkömr¡lichen Konditionalpro-
gramm, sondern &,m Muster des ,,Zwecþrogramms', folgten. Konditional-
programm meint: wenn der Fall X eintritt, dann erfolgt die Real¡tion y. Die
normierte wenn-Dann-seqrænz bestimmt polizeiliches Handeln prinzipiell
als ein ÌIandeln, das nach einer abweichenden Tat einsetzt. Das aber heißt
zugleich: Die Norm, die verletzt werden muß und die Folgen, die diese Ver-
letzung nach sich zieht, sind vergleichsueise pråzise zu sfatuieren. Dagegen
werden gemäß des Zwecþrogramms die Rechtsnormen auf ein bestimmtes
Ziet, z.B.,,Verbrechensbelømpfirng" ausgerichtet. Die Normen müssen eher
offen formulíert werden, damit polizeiliches ÌIandeln auf afle möglichen
Eventr¡alitåten çfaßt æin kann.
Die pråventive Kehre wurde - zum vierten - nun erst möglich, weil die tech-
nischen Voraussetzungen. gegeben wafen, genauer; weil sie jeta angesichf
vor allem der computertechnischen Entwicklung geschaffen werden konnten.
Die siebziger Jahre sind nicht umsonsr das Jahrzehnt, in dem die Neuen
Technologien, ân erster Stetle die Informationstechnologie und ih¡e sich
ausdiferenzierenden Instrum€Írte, von den bundesdeutschen polizeien im
gro$em Umfang rezipiert werden. Seitdem sind polizeiliches und technisch-
technologisches lærnen und Handeln vor allem in den polizeilichen Kernbe-
reichen eins. Und diese 70er Jahre sind es auch nicht zufitlligerweise, die dem
,,Technik-Freak" Horst Herold seine Chance als ,,Chef' des BKA eröffneten.
Er war dafür bekannt" rl¡ß s¡ dat'¿ulf se¿te, mit Hilfe der Informationstechno-
logie das polizeiliche,,Erkenntnisprivileg" so perfekt auszubauer\ um damit
eine verbrechensfreie Gesellschaft zu erfinden. Von der ;,Rasterfahndung"
über verbesserte, heute genetisch erfolgende Daktyloskopie bis hin zur
,,Kontaktsperre'l zwischen Angeklagten und Verteidigern reichte das neue
technische Spektrum.'
Insofern ist man geneigt, ein,,Déjà vu" auszurufer¡ wenn heute, eine Genera-
tion später, ein kråûiger Aus- und Umbau der polizeilichen übenrachungs-
technologien beobachtet wird. ,,Olle Kamellen", .tas kennen wir alles schon,
ist man fesøustellen geneigt. Kontinuitåt scheint also gegeben. eualitalive
Sprünge sind nicht festzustellen. Außer - und in diesem ,,außef' steckt meh¡
als ein kleiner Vorbehalt - die wissenschaftlich¡echnischen Entwicklungen
erlaub(t)en -. polizeilich genutzt - neue Recherchequalitåten. Auch nur sanfr
sich verändernde Kontinuitåter¡, die auf ein allmåhlich wachsendes Maß an
Überwachungstechnologien hindeuteten, könnten freilich burgenechtlich-
demokratisch problematisch æin. Gemäß Walter Benjamins bekannter Fest-
stellung: daß es so weitergeht, da¡in besteht die Katastrophe.

' vgl. neuerdings Schenk, D.: Der Chef Horst Herold und das BKA, Flamburg 1998; s,
Besprechung in: Bftrgerrechte & Polizei/CLP 59 (l/98), S. 97f.
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Vorwåfsverrechtlichung und Informatisierung

Die präventive Kctue urd die Rezeption der Nouen Technologien durch die
Polizei haben seit Anfang der ?0er Jah¡e erhebliche Ánderungen veranlaßt.
Zum einen in der Organisation und in der Ausrüstung der Polizeien. Zum
anderen in dem, was wir ,,Vorwårtwerrechtlichung" genannt haben. Unter
Vorwå¡twerrechtlichung ist die Novellierung von Gesetzen ban. sinÇ neue

Gesetze zu verstehen, die polizeiliches llandeln ¿icàf besser berechenba¡ ma-
chen, kontrollieren lasæn und insgesamt begrenzen. Vielmehr handelt es sich
hier um rechtliche Regelungen, die mit Hilfe ur¡bestimmter Rechtsbegriffe
und pauschal genannter Kompetenzen polizeiliches Handeln der Chance nach
entg¡enzen, indem sie zugleich desen Kont¡olle schier unmÕglich nrachen.

Die meisten rechtlichen Verånderungen wurden vor allem durch das Volks-
zählungsurteil des Bundewerfassungsgerichts vom 15.12.1983 legitimiert und
damit, daß dessen Datenschutzanforderungen entsprochen werden müsse. Auf
der Ebene des Bundes betraf dies u.a. die na¡en MAD- und BND-Geæøe
(beide Ein¡ichtungen wurden 1990 ersümls ar¡f eine gesetzliche Grundlage
gestellt), dac BundewerfassungsschuÞgesdz (nor¡elliert) und das BGS-Gesetz
(novelliert). Au$au und Kompetenzzuwachs des Bundesgrenzschutzes war
dabei weniger Folge des Vollszählungsurteils als der der¡tschen Vereinigung.
Hi¡rzu kommen all die diversen Polizei- und Gefah¡enabwehrgæetze der Län-
der, die seit den 80er- und vor allem den 90er Jahren - wie in den neuen
Br¡ndesländern -, unbeschadet der betrllchtlichen Streuwêite der Regelungen
im einzelne¡\ alle einer,J.ogiK' folçn.
Diese Logik der Landes- und Bundesgesetze b€steht u.a.

- in einer beträchtlichen Kompefenzenryeiterung zur Datenerhebung, -ver-
wendung, -speicherung urd -weitergabe;

- in einer erklecklichen Zunahme der ,,polizeilictren Mittel". Bis hin zum
'Lauschangritr kommen neu€ Instrumente hinzu oder werden technisch
perfelter mô$ich;

- in einer Ausdehnung der Vorkehrungen, Daten auf grundrechtswidrige
Weiæ zu ergattern; å la Lauschangriff, Einsatz 'verdeckter Ermittler' u.ä.

Der meh¡ oder minder 'sublime' Zugrifrauf Daten, die polizeilich zu speziñ-
schen Informationen bav. ,,Erkenntnissen" trandormiert werden, diese sich
ausræitende Polizeipolitik der informationell 'weichen Hand', wird gerade in
den Gefahrenabwehrgesetzen durch eine Polizeipolitik der harten und unmit-
telbar auf Personen zupackenden tland ergånzt. Festnahmen, Plaøverweise
und dergleichen mehr werden bei entsprechender Gcfahrenerkenntnis perso-
nenpauschal unmittelbar praktizierbar. Im neuartigen Zusammenspiel von
informationeller und exekutiver Polizei, ja im Verwischen der Greneen zwi-

schen beiden - ein Venrischen, das technisch mitbedingt ist - kommt die
pråventiveLogik als präventive Repression oder, wie im OK-Bereich, als prä-
ventiv legitimierte Menschenrechtsverletzung ohne direkten Effekt auf ir-
gendeine Gefah¡enahüeh am deutlichsten zum Ausdruck.

Hintergrände und Urs¡chen

Wie'ist dieser Aus- und Umbag im Zusammenhang dieses Heftes vor allem
im Spiegel der Überwachungstechnologie& zu erklåren? Der Versuc\ die
Warum-Frage aus dem Interesse der Polizei an sich selbst zu erklåren, führt
nicht weit. Selbst¡edend gibt es dieses Interesse. Die diversen Polizeitheoreti-
ker sind rege. Diejahrzehntelangen Debatten um,,Innere Sicherheit" und ihr
angemessenes System, um Ve¡trechensbekåmpfing und Prävcntion, um alle
möglichen Terrorismen und ihre beste Bekämpfrrng, ¡¡¡ ¿l¡s, was nun in Sa-

chen Europäisierung not tut und die nq¡en Formen des - ,,organisierten",
internationalen oder gar transnationalen - Verbrechens beleger¡ wie defini-
tionsmächtig die polizeiliche Seite isl.
Und doch muß man vor allem im Umkreis etablieler Politik nach den Ursa-
chen s¡chen. Hinzu kommen sachliche Motive aus der gesellschaftlichen
Entwicklung im allgemeinen und der technischen im besonderen. Es ist die
Politik der gewåhlten Politikerinnen und Politiker, auf veränderte geæll-
schaftliche Probleme vor allem auch dadurch zu re-agierer¡ daß sie zur ,,Inne-
ren Sicherheit" als einer Art Gestaltungsersatz zuflucht nehmen. Und ,,Innere
Sicherheit" thematisieren, heißt fast imn¡er, die geætzlich apparativen Chan-

cen präventiv gerichteter Repression oder repressiv gerichtefer Prãvention zu
erhöhen.
Die einschlilgigen Kapitel etablierter Politik sind dicht bespickt mit Anschau-

ungsmaterial. Das Kapitel .Deregulierung" beispielsweise. Deregulienrng als

spezifischer Abbau herkömmlicher staatlicher læistungen hat allemal ein
erhöhtes Ausma0 an bürokratischer Regulierung zur Folge. Allein um die
noch und die nicht mehr Anspruchsberechtiglen 'auszusotieren'. Letzten
Endes wird Deregulierung in polizeilicher Sicherung gefaßt. Diese Regulie-
rung bleibt immer. Und sie bleibt nötiger denn je, selbst wenn sie, ja gerade

wenn sie teilweise in privatisierter Sicherungsgestalt erfolgen sollte.
Ein anderes Kapitel lautet schlagwortartig: Abbau sozialstaatlicher Leistun-
gen. Von Anfang an ist d¡s, was Sozialstaat heißt, nicht nur Soeialstaat son-
dern auch und vor allem Sozial-Sraal. ln der da¡tschen Geschichte wird die-
ser systematisch gegebene Umstand durch die GleichursprÍinglichkeit von
Sozialistengæetz und Sozialgesetzgebung illustriert. Die bärokratische Form
des Sozialstaats ist Ausdruck seiner impliziten, auch funktional wirksamen

,,Polizeilichkeit". Dennoch war nicht zu verkennen, daß der fortentwickelte
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Sozialstaat nicht nur die nackte kapitalistische Okonomie bèkleidete; sondern
auch den 'naclfen' staat und æin Monopol mit einer meh¡ oder minder dik-
ken besänftigenden Filzschicht versah. Da die doppelte Nacktheit heute in
7¿iten der Globalisierung wieder kasser zum Ausdn¡ck kommt, ja bewußt
befdrdert wird" werden herkömmliche Repressionen wieder repressiver (am
deutlichsten zu erkennen im strafroltzug) und werden neue repressiv-
präventive Präænzen erforderlich.
Deregulienrng, Abbau von sozialstaatlichen Leistungeri, ökonomisch-außer-
ökonomicche Entgrenzungen (und neue Formen der Grenzbildung) haben
einen zusåtzlichen ,,entgæellschaftenden- Efreh. Iætaerer wird - sozialwis-
senschafflich kaum haltbar, indes umso modischer - auch als ,,Individualisie-runf im positiven sinne hin zu einer -unternehmerischen wissensgesell-
schaft"'gehandelt In Zeiæn, da das, was Gesellschaff. is! sich allem Begrifi
entzieht und die .ungesellige Geselligkeit"' mefu de¡rn je, ar dominiõren
scheint, gewinncn sicherheitspolitische Klammern aus dem zeitgemåß moder-
nisierten Arsenal des staatlichen crewaltmonopols an Faszination. und gehe
es zunächst nur darum, sich auf den Fall der Fälle, auf neue st¡eitbare Formen
sozialer Auseinanderætzungen vora¡bereiten. All die ,,Aufrüstungen' in sa-
chen,,Innerer Sicherheit", sindjedenfalls aus aktuellen Notlagen und diesen
enfsprinçnden Not-Wendigkeiten nicht a¡ erklåren.

Um- und Aufrüstungen im Kontext

wie sind jene gut dokumentiefen Verånderungen Innerer sicherheit und
ihrer Apparte zu beurteilen? In den ?Oern vermuteren.wir; tief versenk in die
I ogik der Sicherheitsapparate und ihrer technischen Möglichkeiten - Herold-
gleicl¡ wennschon mit umgekehrtem vor¿eichen - der bundesdeursche Søat
und seine in ihm aufgehobene Gese[schaft seien auf dem besten schlechten
Weg zu dem, was wir ,,Verpolizeilichungü genannt haben. Das bürokratie_
spractrliche ungettim sollte besagen, daß die auf- u¡d umgeri¡stete potizei aus
einer wichtigen Institution an den Råndern staatlicher Existenz in d¡s Zen-
Iu''-go staates an dringen anhebe und sich von dort aus i¡ber die çsamre
cresellschaff ausbreite. Dieser Ingik des oder doch eines ,,sicherheiõsuåts..
(Joachim Hirsch) entsprach die seither nicht geringer gewordene,,Tendenz*
anr ,,restlosen Erfássung" (Götz Aly/K?rl-Heinz Roth) aller sicherheitspoli-

'_Der zuletzt gebrauchte Ausdruck entstarmt einem i¡n Februar l99t vorgelegten
'Zukunffsgutachten' der Freistaaten sachsen und Bayern, das an ftrh¡ender sia¡e"¿ie
Sozi¿lwissensch¡ftler Miegel und Beck formulierten.
l Ein Ausdruck Lnmanuel Kants; die Hervorhebmg stammt von mir, WDN.
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tisch irgend relevanten Daten und deren entsprechende Gefah¡en identifizie-
rende Sortierung.
unse¡e damalige Hpothese war nicht falsch, aber sie war eins€itig. wir hat.
ten uns mit den Verånderungen der polizei befaßt und wollten so etwas wie
der polizeilichen Eigenlogik auch in den neuen polizeilichen Techniken auf
die spur kommen. Nur, wir versäumten den zweiten sch¡in. Wir stellten die
polizeilichen Verånderungen in ihrer aktuellen und ihrer potentiellen Bedeu-
tung nicht in den Kontext von verfassungsrecht und verfassungswirklichkeit
bundedeutscher Politik und Geseltschaff. Deshalb warèn wir zu den ange-
messenen Relativierungen nicht in der lage.
Ein zweiæs kommt hinzu. wenn man über die chancen und Grenzen, hier
vor allem die chancen und Gefah¡en polizeilich zuhandener ûberwachungs-
techniken kriúsch búrgerrechtlich, jedoch ohne angstvollen Alarmismus urtei-
len will, dann muß man nicht nur die technischen Grenzen der Technik be-
achten; dann muß man vor allem das Augenmerk auf die sozialen Grenzen
technischen ,,Wachstums" lenken, Grenzen, die den Techniken nicht einfach
åußerlich sind sondern die in ih¡en Secken.
Dieser Einsicht gemåß - in die sozialen Effekte der neuen Technologien wie
in die technologisch angelegten chance¡ und Grenzen der sozialen ûberset-
zung von Techniken - ist Herolds Traum, und sind die Albträume mancher
K¡itiker nich zugllig gescheitert. wer will a[ein den Informationsm¡itl an-
gemessen aussieben? Die Eigenart der polizeilichen Organisation und die
Eigenart ihrer dezisionistischen Quatir¡it 'entscheiden' darüber, ob einiger-
maßen valide Kriterien des Informationsgewinns aufgastellt werden. Damit
wäre indes die Verläßlichkeit der Informationsquellen und derer, die aus ih-
nen æhöpfen keineswegs gesichert.
zt de¡ sozialen Grenzen technologischer Efrekte koinmen die (selbstredend
gleichfalls sozialen, obschon eher übenyindbaren) institutionellen Grenzen
der Polizei und die institutionellen Grenzen von staat und Gesellschaft der
Bundesrepublik bzw. im Zusammenhang internationaler Zusammenarbeit
anderer staaten und ih¡er Geseltschaften hinzu. Die Rezeption der Informati-
onstechnologie durch die Polizei beispielsweiæ ist mitnichten perfekt. und
könnte sie dies seirL würde die Polizei unvermeidlich hinsichtlich einer Reihe
anderer Aufgaben versagen. Insoweit könnte es allenfalls so etwas wie ein
,,satis&ing model" (Herbert Simon) geben, ein einigermaßen zufriedenstel-
lendes Muster - immanent gesprochen -, das erneut alle technologisch-
technokratischen Träume wie halbe Schäume erscheinen lassen mi¡ßte.
Diese Relativierungen der Íiöglichen und tatsilchlichen Leistungen von
Technologien allgemein, der polizeilichen ûberwachungstechnotogien im
besonderen, sind freilich nicht dazu angetan, zu entwarnen. Die verstilrkung
herkömmlicher verlelzungen von Bürgenechten durch den Einsatz neuer
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Überwachungstechnologien und die technisch-polizeiliche Konstn¡ktion
neuer verleøungsgefahren sind betr¿¡chtlich. sie sind vor allem dort zu orten,
wo Bürger- und lvlensche¡rechte verletzt werden, ohne da0 dies die Men-
scher¡ in deren Rechte eingegrifien wird, bemerken. Die Annahme, solche
Verletzungen seien dann gleichgüItig, wå¡e falsch. Zum einen muß nun je-
dermann und jede Frau solcher Geführdungen ihrer Integrität geçnwertig
sein; z.um anderen kÕnnen die Eingrifr Folgen für den einzelrBn zsitigen,
ohne daß der- oder dieselbe sie aufdie verletzte Integ¡iråf originltr zuroc*n¡r
ren könnte.
Die Ohnmacht der Bürgerinnen und Bürger nåchst,
- wo Kont¡ollen der uns überwachenden polizei und ihrer Techniken r+æni-

ger denn je möglich werden. Diç politisch-parla¡nenta¡ische Kontrolle tltßr
heute schon zu wÍinschen ùbrig. Und dies nicht, weil die Abgeordneten
prinzipiell gleichg¡ïtig oder zu regierungsnah wå¡en - dies gewiß auch -,
vielmeh¡ aus systematischen Gründen. vor allem wegen der i¡rformationel-
lan Überlegenheit der zu Kontrollierenden, die sich nicht zuletzt in deren
,,Mono'pol" über Informationswege, -techniken und aællen ausdrlickt;

- wo Informationen, die mit den neræn Techniken gefirnderl wenn nicht
erfi¡nden worden sind - wer könnte dies überprlifen?l -, unvermitteh zu
polizeilichem Handeln führen; also von höchst allgemeinen Informationen
direlt aufeinzelne Fälle bzw. personen geschlossen wird.

Aufgrund der eingesetzten Informationstechnologie ergeben sich neue Ge-
heimnisse des rtrerrschens (arcana imperii) und ner¡e willkürtichkeiten.

Was tun?

gern rede, meine ich immer die Rechte der Ausländerinnen und Ausländer
mit, die in Deutschland leben oder von deutschen Maßnahmen betroffen wer-
den). M¡t anderen Wofen: die Zunahme unbestimmter Rechtúegrife, von
Gleitklauseln aller Art, die zukünûige Entwicklungen vorweg rechtsunm<ig-
lich einfangen wollen, ist zu stoppen. Geltende Gesetze sind einer Generalkur
der.Entrrillkürlichung" (par&n für diesen Ausdruck) zu unteráehen. An-
ders þsteht die Gefahr, daß das ,,unbegrenzte.Ermessen" (Rütters über Nazi-
reclrt und -justiz) in - dem scheine nåch - rechtsstaâtlicher Form gerade im
sicherheit$ereich weiteren Einang hielte und in demselben das Ende aller
bürgerlichen Sicherheit bedeutete.
Zum zweiten gilt es gerade um des Rechts willen, die Grenzen einzusehen,
die rechtlichen Regulierunçn gegeben sind. Jedenfalls dann, wenn man die
Formbestimmtheit des Rechts und damit seine Berechenbarkeit und übe¡prüf-
ba¡keit ernstnimmt. Angesichts sich fortdauernd veråndemder Sachverhalte,
und dies ist weithin im wissenschafttich-technologischen Zusarnmenhang der
Fall, t"ugs¡ rechtliche Regelungen allenfalls als Rahmenbestimmungen und
als K¡iterien, um die verhâltnism:ißigkeit des Mitteleinsatzes jeweils ãuscnet-
zen zu können. Ansonsten bedarf es jedoch neuer verfahrens-, und das hei[t
meist Mitbestimmungs- oder doch Kontrollformen, damit das sich dynamisch
veråndernde Problem nicht entgleitet oder es als rechtlich pauschal formulier-
Îes, letztlich exekutivisches Privlleg tibrig bleibe.
Zum dritten sind endlich Konsequenzen aus den Schwierigkeiten, wenn nicht
unmöglichkeiten des alluellen Datenschutzes zu ziehen. Der Datenschutz
wirkt bestenfalls wie ein Netz, das ilber seinem sinn nicht gemåß gestaltete
Büok¡atien geworfen worden ist. soll er mehr als punlcuell wirksam sein, ist
ein Doppeltes vonnöten. Zum einen sind die verwaltungen selbst (öffentliche
wie letztlich auch formell private) datenschutzgemäß umzubauen. Neue Mt-
bestimmungs- und Kontrollvorkehrungen sind vora¡sehen. Zum anderen ist
es htichste 7.r;it, irL der Bundesrepublik einen ,,Freedom of Inforr¡ation Act"
a¡ verabschieden, der Einsicht in unterlagen der Öflentlichen Verwaltungen
ermôglicht und damit die Voraussetzung zu deren Konl¡olle schafü.
Diese und andere Vorkehrungen gründlicher Reform erstgåben den Bürgern
und Bürgerinnen eine Chance, im Angesicht der geradezi wildwÍichsig vor-
angetriebenen Ûberwachungstechnologien einigermaßen (rechtslsichãr zu
sein. sonst gilt mehr denn: Ilir Bürger als sicherheitstisiko. an Stelle der
grundrechtlich demokratisch angemessenen Devise - Sicherung der Grund-
und Menschen¡echte aller Bürgerinnen und Bärger!

wolf'Dieter Narr lehrt Politologie an der FU Berlin und ist Mitherausgeber
von Bürgerrechte & Polizei/CILIP.

Zunâchst und zuerst gilt es - aufs Neue - aufzuklãren. Die Ennricklung der
sicherheitstechnologien, hier de{enigen, die der überwachung dienerr-und
deren Rezeption und verwendung durch die polizei sind argusaugig ru b€ob-
achten. Darum isf systematische Polizeiforschung außerhalb ¿er polizei m¡t
bärgerrechtlich demok¡atischer Brille mehr geboten denn je. Darüber hinaus
mi¡ßte in folgende Richtungen gegangen werden, sind entsprechende Konzep
te zu entwickeln bzw. dann praktisch umzusetzen:
Zum ersten sollte überall dort, wo irgend möglich, an der konsenr¿tiven
Funlfion rechtlicher Regelungen festçhalten werden. Das heiß¡ die Form
des Rechts hat dem Korzept des Konditionalprogramru zu entsprechen. Ge-
rade dort, wo es um mögliche Eingrifre in die bärgerliche Integrirät im wei-
testen sinne, die bü,rgerlichen F¡eiheits- und rlandlungschancen geh! gende
dort mtissen alle rechtlichen Regelungen ilberaus genau ausfallen. sonst
schwinden im Namen angeblicher-Gefahrenabwehr die Rechtssicherheit und
Freiheit aller Bürger und Bärgerinnen (wenn ich von Bürgerinnen und Bür-
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